
 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wird 
erwartet, dass von den Neuregelun-
gen insbesondere Großunternehmen 
und Unternehmen mit bis zu 20 Be-
schäftigten betroffen sein werden. 
Jedoch ist z.B. (noch) nicht geregelt, 
was als „Großunternehmen“ im Sinne 
des ErbStG zu verstehen ist. 
 
Für Fragen rund um die Unterneh-
mensnachfolge und vor allem die 
Nutzung von Gestaltungsmöglichkei-
ten zur Minimierung von Erbschaft-/ 
Schenkungsteuer, stehen wir Ihnen 
natürlich gern zur Verfügung. 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser, 
 
Die steuerlich privilegierte Übertra-
gung von Betriebsvermögen im 
Rahmen von Schenkungen oder im 
Erbfall, die im Erbschaft- und Schen-
kungssteuergesetz („ErbStG“) gere-
gelt ist, wurde vom Bundesverfas-
sungsgericht als verfassungswidrig 
eingestuft.  
 
Im Einzelnen hat das Gericht dabei 
die steuerliche Begünstigung von 
Betriebsvermögen grundsätzlich für 
zulässig erachtet und lediglich die 
konkrete Ausgestaltung in den 
§§ 13a und 13b sowie in § 19 ErbStG 
verworfen. 
 
Konkret moniert hat das BVerfG: 
 
· die Begünstigung für Großunter-

nehmen, ohne dass eine Bedürf-
nisprüfung vorgesehen ist 

· die Freistellung von der Lohnsum-
menregelung für Unternehmen mit 
bis zu 20 Beschäftigten in § 13a 
Abs.1 S. 4 ErbStG 

· die Regelung über das Verwal-
tungsvermögen in § 13b Abs. 2 

S. 1 ErbStG (sog. Alles-oder-
Nichts-Prinzip und Kaskadenef-
fekt), 

· Gestaltungsmöglichkeiten, mit 
denen ungewollte Steuerentlastun-
gen erzielt werden können und die 
nicht gleichheitsrechtlich gerecht-
fertigt sind. 

 
Dem Gesetzgeber ist nun bis Juni 
2016 Zeit gegeben worden, das 
ErbStG hinsichtlich der betroffenen 
Paragraphen verfassungskonform zu 
gestalten. Die herrschende Meinung 
geht hierbei davon aus, dass das 
ErbStG nicht komplett überarbeitet 
wird, sondern die betroffenen Rege-
lungen im Detail angepasst werden. 
 
Bis zur Inkraftsetzung der Neurege-
lungen gilt das bisher bestehende 
Gesetz fort, das heißt, für Unterneh-
men, die bis zum Urteil des BVerfG 
übertragen wurden, bleiben alle 
Steuervorteile erhalten. Für nach 
dem Urteil vorgenommene Übertra-
gungen besteht kein Vertrauens-
schutz, so dass es, falls der Gesetz-
geber sich für eine rückwirkende 
Regelung entscheidet, zu erhebli-
chen Steuernachzahlungen kommen 
kann. 
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Im zuerst genannten Fall sind anläss-
lich des Verkaufs sämtliche stillen 
Reserven aufzulösen und in die Be-
rechnung der außerordentlichen Ein-
künfte einzubeziehen. Wird unmittelbar 
vor dem Verkauf ein Teil des Mitunter-
nehmeranteils unentgeltlich auf eine 
dritte Person übertragen, liegen die 
Voraussetzungen für eine steuerbe-
günstigte Behandlung des Veräuße-
rungsgewinns nicht mehr vor. Es ist 
von einer einheitlichen Planung beider 
Vorgänge in einem engen zeitlichen 
Zusammenhang auszugehen. Der 
Veräußerungsgewinn unterliegt dann 
der Regelbesteuerung. 
 

abzustellen. 
 
Hinweis: Soweit vom Bundesfinanzhof 
bisher bei der Frage der Zurechnung 
auf die den Forderungsverzicht auslö-
senden rechtlichen oder wirtschaftli-
chen Gründe abgestellt wurde, wird an 
dieser Rechtsprechung nicht mehr 
festgehalten. 
 

PC-Kasse, die detaillierte Informationen 
zu den einzelnen Barverkäufen auf-
zeichnet und diese dauerhaft speichert, 
sind die Einzelaufzeichnungen auch 
zumutbar. Im Rahmen einer Außenprü-
fung ist die Finanzverwaltung berech-
tigt, Zugriff auf die Kasseneinzeldaten 
zu nehmen. 
 

Voraussetzungen zur Tarifbegünstigung für Veräußerungsgewinne 
aus dem Verkauf von Mitunternehmeranteilen 
Gewinne aus dem Verkauf von Mitun-
ternehmeranteilen erfahren unter be-
stimmten Voraussetzungen eine ein-
kommensteuerliche Vergünstigung. Sie 
entspringt dem Gedanken, dass es sich 
bei Gewinnen dieser Art um einen der 
Höhe nach außerordentlichen Betrag 
handelt. Im Regelfall resultiert er aus 
einer mehrjährigen Ansammlung. Es 
handelt sich folglich um eine atypische 
Zusammenballung. 
 
Für die Berechnung der Steuervergün-
stigung stehen wahlweise zwei unter-
schiedliche Methoden zur Verfügung: 
 
· Die Einkommensteuer beträgt das 

Fünffache eines zu ermittelnden Ein-
kommensteuerdifferenzbetrags. Dazu 
ist zunächst die Einkommensteuer 

vom zu versteuernden Einkommen 
ohne die außerordentlichen Einkünfte 
zu berechnen. Dann ist die Einkom-
mensteuer aus dem zu versteuern-
den Einkommen unter Einbeziehung 
von einem Fünftel der außerordentli-
chen Einkünfte zu ermitteln. Das 
Fünffache aus dem sich so ergeben-
den Differenzbetrag ist die zu zahlen-
de Einkommensteuer auf den Veräu-
ßerungsgewinn. 
 

· Die außerordentlichen Einkünfte sind 
beim Vorliegen besonderer Voraus-
setzungen, soweit sie den Betrag von 
fünf Millionen Euro nicht übersteigen, 
mit 56 % des durchschnittlichen 
Steuersatzes für das gesamte zu ver-
steuernde Einkommen zu versteuern. 

 

Zurechnung des Ertrags aus dem Erlass von Schulden in einer 
Personengesellschaft im Zusammenhang mit einem Gesellschafterwechsel 
Verzichten Gläubiger einer Personen-
gesellschaft auf ihre Forderungen, 
entsteht ein gesellschaftlicher Ertrag. 
Steht der Forderungsverzicht mit einem 
Gesellschafterwechsel in der Perso-
nengesellschaft im Zusammenhang, ist 
zu entscheiden, ob der Ertrag den Alt- 
oder Neugesellschaftern zuzurechnen 
ist. Hierzu hat der Bundesfinanzhof 
entschieden, dass es auf die vertragli-
chen Vereinbarungen ankommt. Ent-
scheidend ist, wer die betreffenden 

Verbindlichkeiten wirtschaftlich zu 
tragen hat. Wurde vereinbart, dass die 
Neugesellschafter die Verbindlichkeiten 
nicht zu übernehmen haben, ist der 
Ertrag aus einem Schulderlass der 
Gläubiger den Altgesellschaftern zuzu-
rechnen. Es ist unerheblich, von wel-
cher Seite der Forderungsverzicht der 
Gläubiger ausgeht, ob er beiläufig, 
zufällig oder gezielt erreicht wurde. Es 
ist allein auf die zwischen Anteilskäufer 
und Verkäufer getroffene Vereinbarung 

Möglichkeit des Zugriffs auf Kassendaten eines Einzelunternehmens 
im Rahmen einer Außenprüfung 
Eine Apotheke war buchführungspflich-
tig und verwendete ein speziell für 
Apotheken entwickeltes PC-gestütztes 
Erlöserfassungssystem mit integrierter 
Warenwirtschaftsverwaltung. Ihre Ta-
geseinnahmen wurden über modulare 
PC-Registrierkassen erfasst, dann 
durch Tagesendsummenbons ausge-
wertet und als Summe in ein manuell 
geführtes Kassenbuch eingetragen. 
Anlässlich einer Außenprüfung verwei-
gerte die Apotheke der Finanzbehörde 

den Datenzugriff auf ihre Warenverkäu-
fe mit der Begründung, sie sei nicht zu 
Einzelaufzeichnungen verpflichtet. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) sieht das 
anders: Einzelhändler sind nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
führung verpflichtet, im Rahmen der 
Zumutbarkeit sämtliche Geschäftsvor-
fälle einschließlich der über die Kasse 
bar vereinnahmten Umsätze einzeln 
aufzuzeichnen. Bei Verwendung einer 
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ihrem Mann finanziell abhängig war. 
 
Hinweis: Der BFH hatte 2014 zwar 
entschieden, dass die Anwendung der 
Abgeltungsteuer bei Zinszahlungen 
zwischen nahen Angehörigen nicht 
ausgeschlossen ist, im vorliegenden 
Fall hat er seine Rechtsprechung je-
doch präzisiert. 

entgeltlich auf einen Erwerber über-
trägt, sie sodann aber zurückpachtet 
oder auf sonstige Weise nutzt und so 
seine bisherige Tätigkeit fortführt. 
 
Voraussetzung für die unentgeltliche 
Betriebsübertragung mit Buchwertfort-
führung ist, dass der Übertragende die 
im Rahmen des übertragenden Be-
triebs ausgeübte Tätigkeit aufgibt. 
 
Der Bundesfinanzhof muss nun ent-
scheiden. 

Ehepartner des Unternehmers mit 
seiner Zustimmung die Option ausge-
übt und den Pkw zum Preis von einem 
Drittel des aktuellen Verkehrswertes 
erworben. Der damit verbundene Vor-
teil zur Erhöhung des Privatvermögens 
des Ehepartners ist als Entnahme des 
Unternehmers aus seinem Betriebs-
vermögen zu bewerten. 

keit zugrunde liegt, nicht mit zu berück-
sichtigen sind. 
 
Der Ingenieur übte seine Tätigkeit 
ausschließlich in einem im Keller be-
findlichen häuslichen Arbeitszimmer 
aus. Die Kosten dafür konnte er in 
voller Höhe als Betriebsausgaben 
abziehen. 

 
 

Vom finanziell abhängigen Ehepartner erhaltene Zinsen unterliegen 
der tariflichen Einkommensteuer 
Ein Ehemann hatte seiner Frau für den 
Kauf eines fremdvermieteten Hauses 
ein Darlehen gewährt und hierfür Zin-
sen erhalten. Die Ehefrau war mangels 
eigener finanzieller Mittel und Kredit-
würdigkeit auf die Darlehensgewährung 
durch ihren Ehemann angewiesen. Die 
gezahlten Schuldzinsen machte die 
Ehefrau als Werbungskosten bei ihren 

Vermietungseinkünften geltend. Der 
Ehemann beantragte die Versteuerung 
der Zinserträge mit dem Abgeltung-
steuersatz von 25 %. Das Finanzamt 
unterwarf die Zinsen jedoch der tarifli-
chen Einkommensteuer. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) gab dem 
Finanzamt Recht, weil die Ehefrau von 

Wird ein Betrieb, Teilbetrieb oder Mit-
unternehmeranteil unentgeltlich über-
tragen, sind zwingend die Buchwerte 
fortzuführen. Der Übernehmer führt 
sämtliche Wertansätze des Übertra-
genden fort. Die Aufdeckung der stillen 
Reserven ist - auch wahlweise - nicht 
möglich. Eine Gewinnrealisierung tritt 
dadurch beim Übertragenden nicht ein. 
Die irgendwann zu realisierenden stil-
len Reserven gehen somit auf den 
Erwerber über. Eine solche unentgeltli-
che Übertragung eines Betriebes setzt 

voraus, dass das Eigentum an den 
wesentlichen Betriebsgrundlagen in 
einem einheitlichen Vorgang unter 
Aufrechterhaltung des geschäftlichen 
Organismus auf einen Erwerber über-
tragen wird. 
 
Das Finanzgericht Münster hat ent-
schieden, dass keine unentgeltliche 
Betriebsübertragung mit Buchwertfort-
führung vorliegt, wenn der bisherige 
Betriebsinhaber zunächst sämtliche 
wesentlichen Betriebsgrundlagen un-

Unentgeltliche Betriebsübertragung 

Entnimmt ein Unternehmer aus seinem 
Unternehmen ein Wirtschaftsgut für 
sich, seinen Haushalt oder andere 
betriebsfremde Zwecke, ist der Gewinn 
um den Teilwert des Wirtschaftsgutes 
zu erhöhen. 
 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass die dem Unternehmer eingeräum-
te Möglichkeit, einen Leasing-Pkw bei 

Vertragsablauf zu einem weit unter 
dem Verkehrswert liegenden Preis 
entweder selbst anzukaufen oder einen 
Dritten als Käufer zu benennen (Kauf-
option), ein entnahmefähiges betriebli-
ches Wirtschaftsgut darstellt, wenn die 
Leasingraten zuvor als Betriebsausga-
ben abgezogen worden sind. 
 
Im zu entscheidenden Fall hatte der 

Einseitig eingeräumte Kaufoption aus einem Pkw-Leasingvertrag 
ist entnahmefähiges Wirtschaftsgut 
 

Ein pensionierter Ingenieur, der im 
Ruhestand eine Gutachtertätigkeit 
ausübt, kann die Kosten für ein häusli-
ches Arbeitszimmer geltend machen. 
 
In dem vom Bundesfinanzhof entschie-
denen Fall ging es um die Frage, wo in 
einem solchen Fall der Mittelpunkt der 
gesamten betrieblichen und beruflichen 

Betätigung liegt. Danach richtet es sich, 
in welcher Höhe Aufwendungen abge-
zogen werden können. Der Ingenieur 
bezog neben seinen Einkünften aus 
selbständiger Tätigkeit ein Ruhegehalt, 
das wesentlich höher als die Einkünfte 
aus der Gutachtertätigkeit war. Das 
Gericht vertrat die Auffassung, dass 
Einkünfte, denen keinerlei aktive Tätig-

Häusliches Arbeitszimmer eines Pensionärs 
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gen weiter erhöhen.  
 
Der Gesetzgeber ist daher gefordert, 
seine damaligen Annahmen zu über-
prüfen und gegebenenfalls für Alters-
versorgungsverpflichtungen eine an-
gemessene Verlängerung des Bezugs-
zeitraumes für die Ermittlung des 
Durchschnittszinssatzes vorzusehen, 
wobei diese erforderlichenfalls mit einer 
Gewinnausschüttungssperre zu verbin-
den sind. Hierdurch könnten die mit 
dem weiteren Absinken des Durch-
schnittszinssatzes verbundenen bilan-
ziellen Belastungen von Unternehmen 
abgemildert werden.  
 
II. Der Deutsche Bundestag fordert die 

Bundesregierung vor diesem Hin-
tergrund auf, 

 
1. kurzfristig zu prüfen, ob die bei der 

Verabschiedung des Bilanzrechts-
modernisierungsgesetzes zugrunde 
gelegten Annahmen im Hinblick auf 
die Dauer des Bezugszeitraums für 
den Diskontierungszinssatz gemäß 
§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB ange-
passt werden müssen und  

2. dem Bundestag gegebenenfalls 
eine angemessene Neuregelung 
des § 253 Abs. 2 HGB vorzuschla-
gen 

Veräußerer muss demnach vor der 
Veräußerung eine langfristige Vermie-
tungstätigkeit ausgeübt haben, um ein 
fortführungsfähiges Vermietungsunter-
nehmen übertragen zu können. Hat er 
von Anfang an eine mindestens gleich-
wertige Verkaufsabsicht, ist das nicht 
der Fall. Das Urteil hat für den Veräu-
ßerer Folgen: 
 
· Die Veräußerung der Grundstücke 

war keine nicht umsatzsteuerbare 
Geschäftsveräußerung. 

· Die Veräußerung war eine steuerba-
re, jedoch umsatzsteuerfreie Grund-
stückslieferung. 

· Diese steuerfreie Grundstücksliefe-
rung löst die Berichtigung der auf die 
Herstellungskosten des Gebäudes 
entfallenden Vorsteuern aus. 

 
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden. 

IDW: Zukünftige HGB-Bewertung von Pensionsrückstellungen 
Auf Anregung des IDW hat der Rechts-
ausschuss des Deutschen Bundestags 
in seiner Beschlussempfehlung zum 
Regierungsentwurf eines Bilanzrichtli-
nie-Umsetzungsgesetzes (BilRUG) die 
Bundesregierung aufgefordert kurzfri-
stig zu prüfen, ob die bei Verabschie-
dung des BilMoG zugrunde gelegten 
Annahmen im Hinblick auf die Dauer 
des Bezugszeitraums für den Diskon-
tierungszinssatz nach § 253 Abs. 2 
Satz 1 HGB angepasst werden müssen 
und ggf. eine angemessene Neurege-
lung des § 253 Abs. 2 HGB vorzu-
schlagen. 
 
Beschlussempfehlung des Rechtsaus-
schusses (Drucksache 18/5256): 
 
I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:  
 
Für langfristig fällige Rückstellungen, 
insbesondere für Altersversorgungs-
verpflichtungen, müssen Unternehmen 
im Jahresabschluss Rückstellungen 
bilden. Diese Rückstellungen sind nach 
§ 253 Abs. 2 Satz 1 HGB mit dem ihrer 
Restlaufzeit entsprechenden durch-
schnittlichen Marktzinssatz der vergan-
genen sieben Geschäftsjahre abzuzin-
sen. Die über Jahre andauernde Nied-
rigzinsphase führt bei den betroffenen 
Unternehmen zu hohen Rückstellun-
gen. Je niedriger der Abzinsungszins-
satz ist, desto höher sind die erforderli-

chen Rückstellungen. Das ist für die 
Unternehmen gewinnschmälernd und 
belastet das bilanzielle Eigenkapital. 
Der Effekt wird in der handelsrechtli-
chen Rechnungslegung gemäß § 253 
Abs. 2 HGB schon heute durch Abzin-
sung mit einem durchschnittlichen 
Zinssatz statt mit einem Marktzins zum 
Stichtag gegenüber der Rechnungsle-
gung nach den internationalen Rech-
nungslegungsstandards (IFRS) zeitver-
zögert und gedämpft gezeigt. Der deut-
sche Gesetzgeber wollte so bewusst 
die mit einer reinen Stichtagsbewertung 
verbundene Bewertungsvolatilität ver-
meiden. 
 
Der Gesetzgeber hatte im Jahr 2009 
bei Verabschiedung des Bilanzrechts-
modernisierungsgesetzes (BilMoG) die 
Erwartung geäußert, dass sich ein 
hinreichender Glättungseffekt bei ei-
nem Bezugszeitraum von sieben Jah-
ren einstellt (vgl. Drs. 16/10067, S. 54). 
Aufgrund der außergewöhnlichen aktu-
ellen Marktverhältnisse und vor allem 
der nicht vorhersehbaren seit vielen 
Jahren andauernden Phase niedriger 
Marktzinsen sind heute allerdings Zwei-
fel an dieser Annahme entstanden. 
Denn die Betrachtung über den 
7-Jahres-Zeitraum wird bei dem derzei-
tigen niedrigen Zinsniveau den Abzin-
sungszinssatz weiter sinken lassen und 
dadurch den Umfang der Rückstellun-

Ein Umsatz im Rahmen einer Ge-
schäftsveräußerung im Ganzen an 
einen anderen Unternehmer für dessen 
Unternehmen unterliegt nicht der Um-
satzsteuer. Es liegt in diesem Fall keine 
Gesamtrechtsnachfolge vor, sondern 
der Erwerber tritt lediglich hinsichtlich 
der erworbenen Wirtschaftsgüter in die 
„Fußstapfen“ des Veräußerers. Dies 
führt dazu, dass die Geschäftsveräuße-
rung beim veräußernden Unternehmer 
nicht zu einer Änderung der Verhältnis-
se und damit nicht zu einer Berichti-
gung des Vorsteuerabzugs führen 
kann. 
 
In einem Verfahren vor dem Finanzge-
richt Berlin-Brandenburg war streitig, ob 
eine Grundstücksveräußerung eine 
Geschäftsveräußerung im Ganzen 
darstellt. Bei Grundstücksgeschäften 
führt die Übertragung eines vermieteten 
oder verpachteten Grundstücks grund-
sätzlich zu einer nicht umsatzsteuerba-
ren Geschäftsveräußerung, da durch 

den mit dem Grundstückserwerb ver-
bundenen Eintritt in die Miet- oder 
Pachtverträge ein Vermietungs- oder 
Verpachtungsunternehmen übernom-
men wird. Die Übernahme eines Ver-
mietungsunternehmens setzt allerdings 
voraus, dass das vom Veräußerer 
betriebene Unternehmen ein fortfüh-
rungsfähiges Vermietungsunternehmen 
ist. 
 
Im Urteilsfall hatte ein Unternehmer 
mehrere Grundstücke bebaut, vermie-
tet und spätestens nach 17-monatiger 
Mietdauer an einen Erwerber verkauft. 
Das Gericht entschied, dass kein fort-
führungsfähiges Vermietungsunter-
nehmen vorliegt, wenn die unternehme-
rische Tätigkeit des Veräußerers im 
Wesentlichen darin besteht, ein Ge-
bäude zu errichten und Mieter für die 
einzelnen Mieteinheiten zu finden, um 
es im Anschluss an die Fertigstellung 
aufgrund der bereits erfolgten Vermie-
tung besser veräußern zu können. Der 

Keine Geschäftsveräußerung im Ganzen bei Veräußerung vermieteter 
Grundstücke in zeitlicher Nähe zur Gebäudefertigstellung 
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noch nicht vereinnahmte Beteili-
gungserträge wurden mit Blick auf die 
phasengleiche Gewinnvereinnah-
mung Erläuterungen angefügt 

· zudem ist die Streichung des Unter-
nehmenswahlrechts zur vorgezoge-
nen Anwendung aller neuen Vor-
schriften in der Übergangsvorschrift 
im Einführungsgesetz zum Handels-
gesetzbuch, im Publizitätsgesetz so-
wie in den Einführungsgesetzen zum 
Aktiengesetz und zum Gesetz betref-
fend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung vorgesehen 

rechtigung zur Forderung dieser Ab-
schlagszahlung nicht. Die Abschlags-
zahlungen sind von Forderungen auf 
einen Vorschuss abzugrenzen, bei 
denen auch weiterhin keine Gewinn-
realisierung eintritt. 

· Es wird nicht beanstandet, wenn die 
Grundsätze der BFH-Entscheidung 
vom 14.05.2014 erstmalig im Wirt-
schaftsjahr angewendet werden, das 
nach dem 23.12.2014 (Datum der 
Veröffentlichung im Bundessteuer-
blatt) beginnt. 

· Zur Vermeidung von Härten kann der 
Steuerpflichtige den aus der erstmali-
gen Anwendung der Grundsätze der 
BFH-Entscheidung resultierenden 
Gewinn gleichmäßig entweder auf 
das Wirtschaftsjahr der erstmaligen 
Anwendung und das folgende Wirt-
schaftsjahr oder auf das Wirtschafts-
jahr der erstmaligen Anwendung und 
die beiden folgenden Wirtschaftsjahre 
verteilen. 

hinreichend sicher sind. Dies ist im 
Regelfall der Bilanzstichtag, der der 
Bekanntgabe der begünstigenden 
Verwaltungsentscheidung folgt. Der 
Anspruch ist bereits zu einem früheren 
Bilanzstichtag zu aktivieren, wenn zu 
diesem Zeitpunkt der Realisierung des 
Anspruchs weder materiellrechtliche 
noch verfahrensrechtliche Hindernisse 
entgegenstehen. 

Gesetzgebung: Bundestag hat Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz 
beschlossen 
Der Bundestag hat am 18.06.2015 das 
sogenannte Bilanzrichtlinie-Umset-
zungsgesetz (BilRUG) in der vom 
Rechtsausschuss geänderten Fassung 
(BT-Druck. 18/5256) beschlossen. 
 
Wie bereits in unserem „NPP kompakt“ 
berichtet, haben am 26.06.2013 das 
Europäische Parlament und der Rat die 
Richtlinie 2013/34/EU („Bilanzrichtlinie“ 
oder „Jahresabschlussrichtlinie“) ver-
abschiedet. Die EU-Mitgliedstaaten 
sind gehalten, die neue Richtlinie bis 
zum 20.07.2015 in nationales Recht zu 
transformieren. Gleichzeitig sollen mit 
dem Gesetzentwurf die bereits für sehr 
kleine Kapitalgesellschaften mit dem 

Kleinstkapitalgesellschaften-
Bilanzrechtsänderungsgesetz (Micro-
BilG) eingeführten Erleichterungen der 
Rechnungslegungsvorgaben auch auf 
sehr kleine Genossenschaften erstreckt 
werden. 
 
Die Änderungen am Regierungsentwurf 
betreffen im Wesentlichen: 
· die Vorschriften zur Befreiung von 

Tochterunternehmen, Personenhan-
delsgesellschaften und Mutterunter-
nehmen von Vorgaben der Rech-
nungslegung 

· zu der im Regierungsentwurf vorge-
sehenen Ausschüttungssperre für 

Bilanzierung: Gewinnrealisierung bei Abschlagszahlungen für 
Werkleistungen (BMF) 
 Das BMF hat zur Anwendung des BFH-
Urteils v. 14.05.2014,VIII R 25/11 Stel-
lung genommen (BMF-Schreiben v. 
29.06.2015, IV C 6 - S 2130/15/10001). 
 
Der BFH hat mit o.g. Urteil entschie-
den, dass eine Gewinnrealisierung bei 
Planungsleistungen eines Ingenieurs 
nach § 8 Abs. 2 HOAI 1995 nicht erst 
mit der Abnahme oder Stellung der 
Honorarschlussrechnung, sondern 
bereits dann eintritt, wenn der An-
spruch auf Abschlagszahlung entstan-
den ist. Dies folge aus dem Realisati-
onsprinzip, demzufolge Gewinne nur 
dann zu berücksichtigen sind, wenn sie 
am Abschlussstichtag realisiert sind, 
und entspreche damit den handels-
rechtlichen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Buchführung (lesen Sie hierzu 
unsere Ausgabe vom 08.10.2014). Sie 
sind für die steuerrechtliche Gewinner-
mittlung maßgeblich (§ 5 Abs. 1 Satz 1 
EStG). Die Entscheidung wurde im 

Bundessteuerblatt Teil II veröffentlicht; 
die Grundsätze der Entscheidung sind 
damit über den entschiedenen Einzel-
fall hinaus allgemein anzuwenden. 
 
Das BMF führte weiter aus: 
· Die vom BFH vorgenommene Beur-

teilung, dass die Gewinnrealisierung 
bei Planungsleistungen eines Ingeni-
eurs nicht erst mit der Abnahme oder 
Stellung der Honorarschlussrechnung 
eintritt, sondern bereits dann, wenn 
der Anspruch auf Abschlagszahlung 
nach § 8 Abs. 2 HOAI entstanden ist, 
ist auch bei Abschlagszahlungen 
nach § 632a BGB und bei Ab-
schlagszahlungen nach § 15 Abs. 2 
HOAI n.F. anzuwenden. 

· Bei diesen Abschlagszahlungen 
handelt es sich um die Abrechnung 
von bereits verdienten Ansprüchen, 
denn der Schuldner des Werkver-
trags hat seine Leistung bereits er-
bracht; anderenfalls bestünde die Be-

Bilanzierung: Aktivierung von Ansprüchen auf Steuererstattungen 
und Zinsen (SenFin) 
Die Berliner Senatsverwaltung für 
Finanzen hat in einer Verfügung zum 
Zeitpunkt der Aktivierung von Ansprü-
chen auf Steuererstattungen und Steu-
ererstattungszinsen Stellung genom-
men (SenFin Berlin v. 17.03.2015, III B 
S 2133, 1/2015-1). 
 
Steuererstattungsansprüche können 
frühestens dann aktiviert werden, wenn 
sie hinreichend sicher sind. Das ist erst 
dann der Fall, wenn an dem entspre-

chenden Bilanzstichtag der Realisie-
rung des Anspruchs weder materiell-
rechtliche noch verfahrensrechtliche 
Hindernisse entgegenstehen, der An-
spruch vom Finanzamt also nicht 
(mehr) bestritten wird oder gemäß einer 
veröffentlichten verwaltungsinternen 
Weisung nicht (mehr) zu bestreiten ist. 
 
Auch Ansprüche auf Erstattungszinsen 
(bspw. nach § 233a AO) können frü-
hestens aktiviert werden, wenn sie 
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erst vor dem Bundesarbeitsgericht 
erhielt die Verkäuferin überwiegend 
Recht. 
 
Zwar wurden ihr nicht die 11 Werktage 
gutgeschrieben, die sich nach dem 
Manteltarifvertrag errechneten, wohl 
aber die acht Werktage, die ihr als 
weiterer gesetzlicher Mindesturlaub für 
das Jahr 2010 zustanden. Insoweit 
verstoße die tarifvertragliche Aus-
schlussklausel nämlich gegen gesetzli-
che Vorschriften. 
 

schwer, dass trotz einer Betriebszuge-
hörigkeit von mehr als 26 Jahren dem 
Arbeitgeber eine Weiterbeschäftigung 
bis zum Ablauf der ordentlichen Kündi-
gungsfrist nicht zumutbar und deshalb 
die außerordentliche Kündigung ge-
rechtfertigt war. 
 

kräfte seien im vorliegenden Fall für 
den Rechtsanwalt von wirtschaftlichem 
Wert gewesen; sie hätten ansonsten 
von ihm selbst oder seinen fest ange-
stellten Mitarbeitern ausgeführt werden 
müssen. Es entlaste den Rechtsanwalt 
nicht, dass er den Bürohilfskräften eine 
Hinzuverdienstmöglichkeit habe ein-
räumen wollen, denn dies berechtige 
ihn nicht, Arbeitsleistungen in einem 
Umfang abzufordern, der zu einem so 
geringen Stundenlohn führe. 

sorgung entsprechend angehoben und 
erklärt, der Bezug der Altersrente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
sei immer schon Voraussetzung für den 
Anspruch auf die betriebliche Altersver-
sorgung gewesen. 

Kündigung durch Personalleiter mit Gesamtprokura 
Wenn in einem Tarifvertrag geregelt ist, 
dass der nicht gewährte Urlaub auf das 
nächste Jahr nur übertragen werden 
kann, wenn die Gewährung aus außer-
gewöhnlichen betrieblichen Gründen 
bis zum Ablauf des alten Urlaubsjahres 
nicht möglich war, so ist dies insofern 
unwirksam, als dadurch der gesetzliche 
Urlaubsanspruch von 24 Werktagen 
trotz der Unmöglichkeit der Inan-
spruchnahme wegen Krankheit am 
Jahresende zum Erlöschen gebracht 
werden soll. Dies hat das Bundesar-
beitsgericht entschieden. 
 

Eine Bäckereifachverkäuferin hatte 
nach dem betreffenden Manteltarifver-
trag im Jahre 2010 einen Urlaubsan-
spruch von 27 Werktagen. Davon nahm 
sie 16 Tage in Anspruch. Zum Jahres-
ende erkrankte sie und hatte deshalb 
keine Gelegenheit, im Urlaubsjahr 
weiteren Urlaub zu nehmen. Betriebli-
che Gründe standen der Urlaubsge-
währung nicht entgegen. Die Verkäufe-
rin verlangte, dass 11 Resturlaubstage 
in das Jahr 2011 übertragen würden. 
Das Arbeitsgericht und das Landesar-
beitsgericht wiesen die Klage unter 
Hinweis auf den Manteltarifvertrag ab, 

Außerordentliche Kündigung bei Verstoß gegen die 
Dokumentationspflicht der geleisteten Arbeitszeit 
 Der vorsätzliche Verstoß eines Arbeit-
nehmers gegen seine Verpflichtung, die 
abgeleistete, vom Arbeitgeber nur 
schwer zu kontrollierende Arbeitszeit 
korrekt zu dokumentieren, kann grund-
sätzlich einen wichtigen Grund zur 
außerordentlichen Kündigung darstel-
len. Das hat das Landesarbeitsgericht 
Hessen entschieden. 
 

In dem der Entscheidung zu Grunde 
liegenden Fall war ein angestellter 
Metzger über mehrere Wochen seiner 
Verpflichtung nicht nachgekommen, bei 
Verlassen des Produktionsbereichs das 
Zeiterfassungsgerät zu betätigen. Er 
hatte sich damit bezahlte Pausen im 
Umfang von insgesamt 226 Minuten 
erschlichen. Nach Auffassung des 
Gerichts wog diese Pflichtverletzung so 

Sittenwidrige Lohnvereinbarung mit „Hartz IV“-Empfängern 
Folgender Fall ereignete sich vor In-
krafttreten des Mindestlohngesetzes: 
Ein Rechtsanwalt beschäftigte zwei 
Empfänger von Sozialleistungen mit 
Bürohilfstätigkeiten in seiner Kanzlei 
und zahlte ihnen Stundenlöhne von 
1,53 € bzw. 1,64 €. Dies war sitten-
widrig, wie jetzt das Landesarbeitsge-
richt Berlin-Brandenburg entschied. Es 
verurteilte den Rechtsanwalt, dem 
Jobcenter, welches den zwei Bürokräf-
ten ihre Löhne mit „Hartz IV“-Mitteln 
aufgestockt hatte, die aufgestockten 
Beträge, insgesamt rund 3.400,00 €, zu 

erstatten. 
 
Die Vereinbarung eines Stundenlohns 
von weniger als zwei Euro sei regel-
mäßig sittenwidrig und damit rechtsun-
wirksam, wenn die Vergütung mehr als 
50 % hinter der üblichen Vergütung 
zurückbleibe. Es liege dann ein beson-
ders grobes Missverhältnis zwischen 
der Leistung des Arbeitnehmers und 
der Gegenleistung des Arbeitgebers 
vor, das den Schluss auf eine verwerfli-
che Gesinnung des Arbeitgebers erlau-
be. Die Arbeitsleistungen der Bürohilfs-

Auslegung einer Versorgungsordnung 
Eine Versorgungsordnung für Leistun-
gen der betrieblichen Altersversorgung 
kann eine flexible Altersgrenze festle-
gen und den Bezug einer Altersrente 
aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung voraussetzen. 
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht 
entschiedenen Fall war in der Versor-
gungsordnung zunächst die Vollendung 

des 63. Lebensjahres für Mitarbeiter 
und des 60. Lebensjahres für Mitarbei-
terinnen festgehalten. Daneben war 
bestimmt, dass die Versorgungsbezüge 
u. a. um die Renten aus gesetzlicher 
Rentenversicherung gekürzt werden. 
Nach Änderung der Altersgrenze in der 
gesetzlichen Rentenversicherung hatte 
der Arbeitgeber die Altersgrenze für 
Leistungen der betrieblichen Altersver-
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diesem Zweck dienen, zum Beispiel 
das zusätzliche Urlaubsentgelt und die 
Jahressonderzahlung, dürfen nicht auf 
den Mindestlohn angerechnet werden. 
Etwas anderes galt für die als Lei-
stungszulage bezeichnete Zahlung, die 
mangels anderer Anhaltspunkte in 
diesem konkreten Fall wohl für die 
Normalleistungen der Arbeitnehmerin 
gewährt wurde und damit auf den Min-
destlohn anrechenbar war. 

Tätigkeit nicht möglich ist (so genannte 
Einfirmenvertreter kraft Weisung). 
 
Wird einem Handelsvertreter auferlegt, 
hauptberuflich für den Unternehmer 
tätig zu werden, mit dem er den Han-
delsvertretervertrag geschlossen hat, 
so ist er als Einfirmenvertreter kraft 
Vertrags einzustufen. 

wo sich der Schwerpunkt der sozialen 
Kontakte insbesondere in familiärer und 
beruflicher Hinsicht befindet. Als nicht 
nur vorübergehend gilt stets und von 
Beginn an ein beabsichtigter zeitlich 
zusammenhängender Aufenthalt von 
mehr als sechs Monaten Dauer. 
 
Ausländische Regelungen zur gesetzli-
chen Erbfolge können erheblich von 
den deutschen erbrechtlichen Rege-
lungen abweichen, z. B. hinsichtlich der 
Möglichkeit der Errichtung eines ge-
meinschaftlichen Testaments oder im 
Pflichtteilsrecht. 
 
Wer nach den genannten Kriterien 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland haben könnte, sollte deshalb 
kurzfristig seine Nachlassplanung 
überprüfen, nötigenfalls hierzu fachli-
chen Rat einholen und sich auch über 
neue Möglichkeiten der Gestaltung 
informieren. 
 

 
 
 

NPP kompakt gibt die gesetz-
lichen Neuregelungen, Recht-
sprechung und Finanzverwal-
tungsanweisungen nur auszugs-
weise wieder. Für etwaige Infor-
mationsfehler übernehmen wir 
keine Haftung. Die Inhalte der 
einzelnen Beiträge sind nicht zu 
dem Zweck erstellt, abschließen-
de Informationen über bestimmte 
Themen bereitzustellen oder eine 
Beratung im Einzelfall ganz oder 
teilweise zu ersetzen. Hierfür 
steht Ihnen NPP Niethammer, 
Posewang & Partner GmbH auf 
Wunsch gerne zur Verfügung. 
 
Redaktionelle Auswahl  
und Kontakt: 
 
NPP Niethammer,  
Posewang & Partner GmbH  
Johannes-Brahms-Platz 1 
20355 Hamburg 
Tel.: 040 33 44 6 500 
E-Mail: off ice@npp.de 
Internet: www.npp.de  
  
Redaktionsstand: 23. Juli 2015 
 

Mindestlohn: Keine Anrechnung von Urlaubsgeld und jährlicher 
Sonderzahlung 
 Eine Änderungskündigung, mit der der 
Arbeitgeber erreichen möchte, dass ein 
zusätzlich gezahltes Urlaubsgeld und 
eine jährliche Sonderzahlung auf den 
gesetzlichen Mindestlohn angerechnet 
werden, ist unwirksam. So entschied 
jetzt das Arbeitsgericht Berlin im Fall 
einer Arbeitnehmerin, die zuletzt für 
6,44 € je Stunde beschäftigt war. Nach 
Einführung des gesetzlichen Mindest-
lohns kündigte der Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis aus betriebsbedingten 

Gründen und bot die Fortsetzung zu 
einem Stundenlohn von 8,50 € bei 
Wegfall der bisher gezahlten Lei-
stungszulage, des zusätzlichen Ur-
laubsentgelts und der Jahressonder-
zahlung an. 
 
Das Arbeitsgericht hielt die Änderungs-
kündigung für unwirksam. Der gesetzli-
che Mindestlohn diene der Vergütung 
der normalen Arbeitsleistung des 
Arbeitnehmers. Leistungen, die nicht 

Handelsvertreter: Zuständigkeit der 
Arbeitsgerichte für „Einfirmenvertreter“ 
 
Arbeitsgerichte sind u. a. ausschließlich 
zuständig für im Arbeitsgerichtsgesetz 
näher bezeichnete bürgerliche Rechts-
streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern 
und Arbeitgebern. Als Arbeitnehmer in 
diesem Sinne gelten auch Handelsver-
treter, die vertraglich nicht für weitere 
Unternehmer tätig werden dürfen (so 
genannte Einfirmenvertreter kraft Ver-
trags) und Handelsvertreter, denen dies 
nach Art und Umfang der verlangten 

Europäische Erbrechtsverordnung ab 17.08.2015 
Ab dem 17.08.2015 wird die Europäi-
sche Erbrechtsverordnung gelten, die 
regelt, welches Erbrecht auf einen 
internationalen Erbfall anzuwenden ist. 
Gerichte und andere Organe der 
Rechtspflege in den Staaten der EU 
(außer im Vereinigten Königreich, 
Irland und Dänemark) werden dann 
nach dieser Verordnung beurteilen, 

welches nationale Recht zur Anwen-
dung kommt, wenn ein Erbfall einen 
Auslandsbezug hat. 
 
Nach bisherigem deutschen Recht 
unterliegt die Rechtsnachfolge von 
Todes wegen dem Recht des Staates, 
dem der Erblasser zum Zeitpunkt sei-
nes Todes angehörte. War der Erblas-
ser Deutscher, galt also bisher deut-
sches Erbrecht, was sich nunmehr 
ändert. Ab dem 17.08.2015 unterliegt 
die gesamte Rechtsnachfolge von 
Todes wegen dem Recht des Staates, 
in dem der Erblasser zum Zeitpunkt 
seines Todes seinen letzten gewöhnli-
chen Aufenthalt hatte. 
 
Den gewöhnlichen Aufenthalt hat je-
mand dort, wo er sich unter Umständen 
aufhält, die erkennen lassen, dass er 
an diesem Ort oder in diesem Gebiet 
nicht nur vorübergehend verweilt. Dies 
wird anhand der tatsächlichen Verhält-
nisse ermittelt; dabei wird festgestellt, 
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